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Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Diana Stachowitz, Dr. Christoph Rabenstein, Florian Ritter, 
Horst Arnold, Franz Schindler, Alexandra Hiersemann SPD 

Auf ein Anwendungsverbot antisemitischer kuwaitischer Gesetze 
auf europäischen Flughäfen hinwirken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag verurteilt den Umgang von Kuwait Airways mit israeli-
schen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern auf das Schärfste. Anti-
semitische oder anderweitig diskriminierende Gesetze verstoßen ge-
gen das Diskriminierungsverbot, das in Art. 3 des Grundgesetzes 
(GG) und in Art. 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRC) eindeutig festgelegt ist. Unabhängig von ihrem nationa-
len Bestand dürfen derartige Gesetze auf dem Territorium der Bun-
desrepublik Deutschland und darüber hinaus in der Europäischen 
Union keine Wirkung entfalten. 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, sich auf Bundes- und 
EU-Ebene dafür einzusetzen, dass schnellstmöglich entsprechende 
Maßnahmen ergriffen werden, um diesem Grundrecht auch im Flug-
verkehr Geltung zu verschaffen, nötigenfalls durch Entzug von Start- 
und Landerechten. 

Ferner fordert der Landtag die Staatsregierung auf, zusammen mit 
den anderen Anteilseignern bayerischer Flughäfen gegenüber Kuwait 
Airways diese Haltung unmissverständlich zum Ausdruck zu bringen 
und nötigenfalls rechtliche Schritte gegen diskriminierendes Ge-
schäftsgebaren einzuleiten. 

 

 

Begründung: 

Die jüngst bekannt gewordene Weigerung von Kuwait Airways, unter 
Berufung auf ein kuweitisches Gesetz einen Passagier mit israelischer 
Staatsbürgerschaft von Frankfurt aus zu befördern, weist über den 
aktuellen Fall hinaus. Ein solches Geschäftsgebaren steht generell im 
Widerspruch zu geltenden Grundrechten in der EU und in der Bun-
desrepublik Deutschland und erfordert eine entsprechende politische 
Reaktion. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, 
Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/19313 

Auf ein Anwendungsverbot antisemitischer kuwai-
tischer Gesetze auf europäischen Flughäfen hin-
wirken 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Än-
derungen durchgeführt werden: 

1. In Absatz 2 werden nach dem Wort „auf,“ die 
Wörter „zu prüfen, ob es möglich ist,“ einge-
fügt. 

2. In Absatz 3 wird das Wort „nötigenfalls“ ge-
strichen und durch die Wörter „darauf hinzu-
wirken, im Falle derartigen Verhaltens“ er-
setzt. 

Berichterstatter: Georg Rosenthal 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen und der Ausschuss für Verfassung, Recht 
und Parlamentsfragen haben den Antrag mit-
beraten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 68. Sitzung am 5. Dezember 2017 
beraten und e i n s t im m i g  mit den in I. ent-
haltenen Änderungen Zustimmung empfohlen.  

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 178. Sitzung 
am 24. Januar 2018 mitberaten und e i n -
s t im m i g  der Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses zugestimmt mit 

der Maßgabe, dass der Absatz 3 folgende 
Fassung erhält: "Ferner fordert der Landtag 
die Staatsregierung auf, gegenüber Kuwait 
Airways diese Haltung unmissverständlich 
zum Ausdruck zu bringen und darauf hinzu-
wirken, dass in derartigen Fällen diskriminie-
rendes Geschäftsgebaren unterbunden wird.“ 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Antrag in seiner 
82. Sitzung am 8. Februar 2018 mitberaten 
und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Diana Stachowitz, Dr. Christoph Rabenstein, Flo-
rian Ritter, Horst Arnold, Franz Schindler, Alexandra Hiersemann 
SPD 

Drs. 17/19313, 17/20732 

Auf ein Anwendungsverbot antisemitischer kuwaitischer Gesetze 
auf europäischen Flughäfen hinwirken 

Der Landtag verurteilt den Umgang von Kuwait Airways mit israeli-
schen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern auf das Schärfste. Anti-
semitische oder anderweitig diskriminierende Gesetze verstoßen ge-
gen das Diskriminierungsverbot, das in Art. 3 des Grundgesetzes 
(GG) und in Art. 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRC) eindeutig festgelegt ist. Unabhängig von ihrem nationa-
len Bestand dürfen derartige Gesetze auf dem Territorium der Bun-
desrepublik Deutschland und darüber hinaus in der Europäischen 
Union keine Wirkung entfalten. 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, zu prüfen, ob es möglich 
ist, sich auf Bundes- und EU-Ebene dafür einzusetzen, dass 
schnellstmöglich entsprechende Maßnahmen ergriffen werden, um 
diesem Grundrecht auch im Flugverkehr Geltung zu verschaffen, nöti-
genfalls durch Entzug von Start- und Landerechten. 

Ferner fordert der Landtag die Staatsregierung auf, gegenüber Kuwait 
Airways diese Haltung unmissverständlich zum Ausdruck zu bringen 
und darauf hinzuwirken, dass in derartigen Fällen diskriminierendes 
Geschäftsgebaren unterbunden wird. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 3, 8 und 11, die auf 

Wunsch der Abgeordneten bzw. der Fraktionen im Plenum am 14. März beraten wer­

den sollen. Die Anträge betreffen die Kennzeichnungspflicht bzw. die individuelle 

Kennzeichnung von Polizistinnen und Polizisten.

Über die übrigen Listennummern lasse ich nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen 

Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 

Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen im Haus. Gibt es Ge­

genstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete 

sind zurzeit nicht im Raum. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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